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Bundesministerium J u ris 
der Justir und 
für Verbraucherschutz 


Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 


GG 


Ausfertigungsdatum: 23.05.1949 


Warnung: unerwünschte oder infizierte Textstellen gefunden 


Das Grundgesetz wurde mit unerwünschten oder schädlichen Inhalten 
9 infiziert! Soll dieses Gesetz in seiner ursprünglichen Fassung 
wiederhergestellt werden? 


»Was schert uns das Grundgesetz?« Nach diesem Motto 
wurde es schon sechzig Mal geändert (Stand 23.12.2014), da- 
bei oft mehrere Artikel gleichzeitig — so wie es der jeweiligen 
Mehrheit im Bundestag gerade paßte. 


Aktuelle Änderung: Mißliebige Parteien werden von der (so- 
wieso absurden) Steuergeld-Finanzierung ausgeschlossen. 
Aber auch ohne formale Änderung wird das GG von der »de- 
mokratischen« Mehrheit nach Belieben gebrochen (Seite 2). 
Die nächste GG-Änderung wird wohl heißen: »Der im Grund- 
gesetz mehrfach erwähnte Begriff „Das Deutsche Volk“ wird 
gelöscht«. 
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Das offene Wort 


Ehe mit allen — 
demnächst 

auch mit Ziegen? 

Der türkische Sultan Erdogan 
könnte bei den EU-Beitritts- 
verhandlungen einen Vorstoß 
in diese Richtung machen ...! 
Aber im Ernst: 


Wir leben in einer Zeit des 
»gesellschaftlichen Wan- 
dels« und müssen die Geset- 
ze der Wirklichkeit anpassen, 
entschied der Bundestag in 
namentlicher Abstimmung. 
Die Liste, wer wie abge- 
stimmt hat, können UN-Leser 
bei uns anfordern (UN-Archiv 
7172). 


Nachdem man sich jahrelang 
Kopf und Gewissen zerbrach, 
welche Folgen die »Ehe für 
alle« für die Grundfesten von 
Staat und Volk haben könnte, 
wurde nun in einem »Last- 
Minute«-Schnelldurchgang 
in der letzten Sitzungswoche 
des Parlaments das Grund- 
gesetz sinnentleert, ohne es 
ändern zu müssen. 


»Ehe und Familie stehen un- 
ter dem besonderen Schutz 
der staatlichen Ordnung«, 
heißt es in Artikel 6 GG. Als 
es geschrieben wurde, ver- 
stand man unter Ehe und 
Familie Mann, Frau und 
Kind(er). Alles andere war 
strafbar (§ 175 StGB). 


Also macht man aus wahl- 
taktischen Gründen schnell 
mal ein Gesetz, das einfach 
die Begriffe austauscht, ohne 
das Grundgesetz zu ändern. 


Den Links-Rot-Grünen wird 
ein Wahlkampfthema aus der 
Hand geschlagen, das ihnen 
Stimmen bringen könnte, und 
die »Christlichen« können 
sich hinter dem »Mehrheits- 
willen« verstecken. So ein- 
fach geht das, staunt 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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»Unser Rechtsstaat kann von 
Extremisten bekämpft und 
von Terroristen angegriffen 
Gefährdet werden 


werden. 


kann er nur von denen, denen 
er anvertraut ist.« 


Burkhard Hirsch, 


ehem. NRW-Innenminister (1979) 


Rechtsstaat läßt grüßen ... 


Die Warnung des früheren NRW- 
Ministers ist heute so aktuell wie 
damals. 


In einer Nacht- und Nebelaktion 
wurde im Bundestag mal wieder 
das »Grundgesetz für die Bun- 
desrepublik Deutschland«, das 
fälschlicherweise als »Verfas- 
sung« bezeichnet wird, geändert. 


»Lex NPD« 


durchgewinkt 
Mit der nötigen Zwei-Drittel- 
Mehrheit wurde beschlossen, 


»extremistische« Parteien von 
staatlichen Geldern und Pri- 
vilegien auszuschließen. Wer 
bestimmt, was »extremistisch« 
ist? Der Willkür wird Tür und Tor 
geöffnet. Parteien, die der je- 
weiligen Mehrheit nicht genehm 
sind, kann durch diese Benach- 
teiligung die Existenzgrundlage 
entzogen werden. Das könnte 
demnächst unter dem Vorwand 
der »Verfassungsfeindlichkeit« 
auch anderen Parteien drohen, 
wenn man sie nicht verbieten will 
oder kann. 


»Ehe für alle« 


Das Grundgesetz schützte die 
Ehe, Familie und Kinder, weil sie 
die Grundlage für den Fortbe- 
stand des Volkes sind. 


Dieses Ziel ist offenbar nicht 
mehr zeitgemäß. Weil die Grü- 
nen und die FDP beschlossen 
hatten, ohne die »Ehe für alle« 
keine Koalition einzugehen, wur- 


SPIEGEL DER ZEIT 


de die Sinngebung des Grundge- 
setzes entleert. 


Der Staatstrojaner 


In einer Marathon-Sitzung, die 
bis in die Nacht dauerte, wurde 
beschlossen, daß sogenannte 
»Staatstrojaner«, also staatliche 
Ausspähprogramme, auf Smart- 
phones von Verdächtigen instal- 
liert werden dürfen. Damit sollen 
auch verschlüsselte Nachrichten 
bei WhatsApp und Co. mitgele- 
sen werden können. 


Wer entscheidet, wer »verdäch- 
tig« ist und wie weit der Eingriff 
in ein Grundrecht des GG gehen 
darf? 

Ein besonderer Kniff dabei: Um 
die bei Gesetzgebungen nötigen 
Regeln von drei Lesungen und 
ausführlicher Beratung auszu- 
hebeln, wurde diese Änderung 
einfach in einen anderen schon 
bestehenden Gesetzentwurf ein- 
gefügt, der mit dem Trojaner ur- 
sprünglich gar nichts zu tun hatte. 


Der Rechtsstaat läßt grüßen — 
er ist wohl auf die Reise gegan- 
gen! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Ich mach’ mir 


die Welt, wie sie 
mir gefällt ...« 


aus: »Hey, Pippi Langstrumpf« 
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Die gelenkte Demokratie - 
die Krankheit unserer Zeit 


Wer in Deutschland eine ab- 
weichende Meinung zu der 
heute vorherrschenden äu- 
Bert, wird sehr schnell mit dem 
Etikett der Demokratiefeind- 
lichkeit versehen. Ein Feind 
der Demokratie zu sein ist der 
wohl schlimmste Makel, durch 
den man in diesem Staat stig- 
matisiert werden kann. 


Bezeichnenderweise führen ge- 
nau die Kräfte in unserem Land 
das Wort »Demokratie« wie eine 
Monstranz vor sich her, die sich 
am wenigsten demokratisch ver- 
halten. Von Linksextremen, so- 
genannten Antifaschisten und 
Feinden dieser Republik wird 
das Feigenblatt »Demokratie« 
benutzt, um genau diese abzu- 
schaffen. Dies ist alles nichts 
Neues! Neu ist allerdings, daß 
auch die sogenannten staats- 
tragenden Parteien und Instituti- 
onen unsere Demokratie immer 
mehr aushöhlen. 


Demokratie bedeutet Herrschaft 
durch das Volk. Dieses wählt 
sich seine Herrscher auf Zeit und 
wählt sie auch in freier und gehei- 
mer Wahl wieder ab. Dies im Ge- 
gensatz zu den erblichen Fürsten 


»von Gottes Gnaden« oder den 
Diktaturen oder irgendwelchen 
ernannten Politkommissaren. 


Heute gibt es direkte Demokratie 
nur noch in der Schweiz. Die üb- 
rigen Demokratien sind indirekte 
Demokratien geworden, welche 
von der Kommune bis in die 
obersten Staatsebenen Parteien 
zur Organisation der Wähler- 
mehrheiten zwischengeschoben 
haben. Der einzelne Bürger kann 
nur noch Parteien statt direkt 
Politiker wählen. Die Parteien 
wählen dann ihrerseits die Bür- 
germeister, Ministerpräsidenten 
oder Regierungen. 


Oberhalb dieser indirekten De- 
mokratien wird aber die tatsäch- 
liche und/oder wirtschaftliche 
Macht inzwischen von supranati- 
onalen Organisationen und Netz- 
werken ausgeübt — diese werden 
nicht einmal indirekt demokra- 
tisch gewählt. Ein Beispiel ist das 
von den EU-Ländern ernannte 
und dem ebenfalls nur ernannten 
Präsidenten rechenschaftspflich- 
tige Politbüro in Brüssel. Gleiches 
gilt für die mit ebenso viel oder 
noch mehr Macht ausgestatteten 
Zentralbanken (EZB, FED). Auch 


hier »regieren« ebenfalls nur er- 
nannte und nicht gewählte Direk- 
toren. 


Bei der FED (Federal Reserve 
System) in den USA werden die 
Verantwortlichen sogar durch die 
Eigentümer der Bank eingesetzt. 
Die internationalen Organisati- 
onen und globalen Machtzen- 
tren wie Weltbank, IWF, die US- 
Ratingagenturen u.a., die eine 
ungeheure Machtfülle auf sich 
vereinen, verfahren nach dem 
gleichen Prinzip. Sie alle sind der 
Kontrolle durch das Volk entzo- 
gen. 


Die Hochfinanz, internationale 
Konzerne und die ihnen gehö- 
renden bzw. von ihnen kontrol- 
lierten Politiker und Medien 
behaupten deshalb seit Jahr- 
zehnten, daß die Zeiten der Na- 
tionalstaaten vorbei seien. 


»Die Zeit des 
Nationalstaates 


ist vorüber.« 


Bundeskanzler Konrad 
Adenauer, 1955 


KOMMISSARE STATT VOLKSVERTRETER 
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Nationalstaaten würden auch 
dem Streben nach einem ge- 
schichts- und heimatlos gewor- 
denen »Völkerbrei« nur im Wege 
stehen. 


Unter Führung des US-ame- 
rikanischen Hochfinanzsyndi- 
kats haben die »Ungewählten« 
ein Dollar-Imperium aufgebaut, 
welches über ihre FED den Dol- 
lar hemmungslos vermehrte. An 
über 200 Länder der Erde wur- 
den Kredite verteilt, um damit 
diese Länder wie Kolonien tribut- 
pflichtig (Tilgung plus Zinsen) zu 
machen. 


Dieses globale Weltreich kann 
naturgemäß auf Nationen kei- 
ne Rücksicht nehmen und hat 
deshalb die grenzenlose Glo- 
balisierung verlangt, die unse- 
re Politiker folgsam betreiben. 


Nach den von der »Internatio- 
nalen« vorgegebenen »politi- 
cal correctness« geht es inzwi- 
schen immer nur noch um die 
globale Welt. Unsere »Freiheit 
wird am Hindukusch verteidigt«, 
wir müssen »immer mehr Ver- 
antwortung übernehmen« (d.h. 
Geld, Rüstung und Soldaten zur 
Verfügung stellen), um die jewei- 
ligen wirtschaftlichen oder militä- 
rischen Ziele der »einzigen Welt- 
macht« zu unterstützen. Deshalb 
haben wir die angebliche Pflicht, 
die von den Konflikten der Welt- 
macht verursachten weltweiten 
Flüchtlingsströme »im Namen 
der Menschlichkeit« aufzuneh- 
men. 


Wer sich dagegen auf das 
deutsche Volk oder auf die 
Nation beruft, wird von den 
herrschenden Eliten und ih- 
ren Medien als »populistisch«, 
»rechts«, »demokratiefeind- 
lich« oder sogar als »rassi- 
stisch« diffamiert. 


Mit solchen Medienkampagnen 
sollen die fürchterlichen Greuel- 
taten, welche die europäischen 
Völker an Ermordung, Verfol- 
gung und Diskriminierung be- 
gangen haben und heute noch 
die Afrikaner begehen, als Folge 


www.un-nachrichten.de 


des »Nationalismus« beschwo- 
ren werden. 


Tatsächlich hat das ursprünglich 
von Herder als Geschenk Gottes 
angesehene Volksbewußtsein 
des 19. Jahrhunderts vor allem 
in Europa zu nationalistischen 
Exzessen geführt, welche den 
Begriff des Nationalen oder des 
Volkes — auch dank der Umerzie- 
hung durch die Amerikaner — zur 
politischen Gefahr erklären. 


Das zeigt sich im Kampf von Po- 
litik und Verwaltung gegen jede 
nationale Publizistik, gegen jede 
die Nationalität betonende Partei 
und vor Jahren sogar gegen die 
»Gefahr«, daß durch den Stolz 
auf die Wiedervereinigung oder 
bei Fußballweltmeisterschaften 
»Deutschland« wieder ein poli- 
tischer Leitwert werden könnte. 


Wir leben heute in einer Zeit, 
in welcher die herrschende 
politische Elite und die von ihr 
gesteuerten Medien der Bevöl- 
kerung und den Wählern den 
angeblichen Segen der gren- 
zenlosen Globalisierung einre- 
den wollen. 


Unter Umgehung der Parla- 
mente in Europa und gegen 
den Willen der Völker wird alles 
den globalen Zielen untergeord- 
net (Haftung Deutschlands für 
alle internationalen Banken und 
überschuldeten EU-Mitgliedslän- 
der, Einladung der Flüchtlinge 
aus aller Welt nach dem Willen 
von USA und EU ohne Parla- 
ment, Energiewende ohne Parla- 
ment nach dem Willen der inter- 
nationalen Klimaschützer u.a.). 


Inzwischen zählt nicht mehr, was 
die Bevölkerung des Landes will, 
sondern was die internationalen 
Netzwerke anweisen oder erwar- 
ten. 


Eine Herrschaft im Namen der 
Globalisierung kann aber keine 
Demokratie sein, da der Volkswil- 
le mißachtet wird. Die Herrschaft 
der »Nichtgewählten« ist immer 
eine hierarchische Diktatur! 


Daraus erklärt sich auch, wes- 
halb die herrschenden »Eliten« 
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überrascht, beleidigt und ver- 
ständnislos auf den wachsenden 
Widerstand ihrer Völker reagie- 
ren. 


Immer mehr Menschen erken- 
nen, daß wir uns schrittweise 
von der Demokratie verabschie- 
den und ganz andere Interes- 
sensgruppen als das Volk unse- 
re Zukunft bestimmen wollen. 


Dagegen ist für alle noch frei- 
en Völker Widerstand ange- 
sagt! 


Plädoyer für 
die Republik 
Europa 


„Lesart“-Diskussion 
im Deutschlandfunk 


WAZ, 1.7.2017 


Immer offener lüften die 
Gegner von Staat, Volk und 
Nationen ihre Maske. 


Seit Jahren rührt z.B. die in- 
ternational hochrangig ver- 
netzte Professorin Dr. Ulrike 
Guerot die Propagandatrom- 
mel für eine europäische Re- 
publik ohne Nationen. 


»Nationen sind Fiktionen, 
eine Erzählung« predigt 
die Lehrbeauftragte an der 
Europa-Universität Viadrina 
in Frankfurt (Oder), mehr- 
jährige Leiterin des Berliner 
Büros des »European Coun- 
cil on Foreign Relations«, 
Gründerin und Direktorin des 
»European Democracy Lab« 
und Mitverfasserin eines Ma- 
nifestes für die Begründung 
einer europäischen Repu- 
blik. 


Daß sie damit offen gegen 
den Bestand der Bundesre- 
publik und die verfassungs- 
mäßige Ordnung plädiert 
(Art. 20/21 GG), stört offen- 
bar niemanden. 


DER VOLKSWILLE ZÄHLT NICHT MEHR 
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Die große Pleite: 
Muslimische Anti-Terror-Demo 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Wsin i f 
Terror angedacht war, wurde eine große 


Pleite. 10.000 Menschen sollten am 17.6.2017 an der Demo der Muslime gegen den Terror teilnehmen. Laut Medien- 
berichten erschienen gerade einmal 500 bis 1.000 Demonstranten. Dabei bleibt die Frage offen, wie viele Nichtmusli- 
me, Reporter und Beamte sich unter den 500 bis 1.000 Demonstranten befanden. Eine riesige Pleite für die Propagan- 
disten einer multikulturellen Gesellschaft! 


»Vor knapp einem Jahr, als es 
um die Todesstrafe und die is- 
lamische Diktatur in der Türkei 
ging, kamen über 40.000 Mos- 
lems in Köln zusammen, um für 
ihren Führer zu demonstrieren. 
Gestern, als es um den isla- 
mischen Terror ging, waren es 
gerade mal ein paar hundert. 


Das sagt eigentlich alles über die 
so genannten moderaten Mos- 
lems in Deutschland aus. „Nicht- 
mituns“, der Slogan der schein- 
heiligen Demo, konnte treffender 
nicht gewählt werden. [...] 


Doch es ist erschreckend zu 
beobachten, daß nur wenige 
Journalisten überhaupt begrei- 
fen, worum es geht, daß sie sich 
ernsthaft immer noch darüber 
wundern, daß der Kampf gegen 
den Islam-Terror so wenig „mo- 


derate“ Moslems auf die Straße 
lockt. 


Wenn sie sich nur ein wenig 
schlau gemacht hätten, müßten 
sie doch eigentlich wissen, daß 
es für Moslems streng verboten 
ist, sich gegen die Lehren des 
Korans zu stellen, daß, nach den 
strengen Regeln des Islams, je- 
der diese Religion mißbraucht, 
der sich gegen die Tötungssuren 
im Koran ausspricht, oder gar ge- 
gen sie demonstriert. 


Wenn die Zeit in diesem Zusam- 
menhang gar von einer „Bot- 
schaft“ spricht, die zählt, ist das 
an Zynismus nicht zu übertreffen. 
Denn wie lautet die Botschaft 
denn nun? Daß rund vier Milli- 
onen Moslems in Deutschland 
kein Problem mit dem Islamter- 
ror haben, daß sie ihn womög- 


lich klammheimlich unterstützen, 
oder aus den oben genannten 
Gründen Angst vor einer Fat- 
wa haben und deshalb lieber zu 
Hause bleiben? [...] 


In der FA.Z. gibt es ein Foto, 
das belegt, daß es den überwie- 
genden Demonstranten gar nicht 
um den Islam-Terror ging. Das 
Foto zeigt eine Teilnehmerin, die 
ein Schild in die Höhe hält, auf 
dem steht: „Wir sagen Nein zu 
Rechtsextremismus, Rassismus, 
Antisemitismus, Salafismus, Isla- 
mophobie“. 
War das das Thema dieser 
Demo? Oder wollten die wenigen 
Teilnehmer nur wieder mal relati- 
vieren und ihre Religion reinwa- 
schen?« 
Thomas Böhm, Chefredakteur 
Journalistenwatch e.V, 18.6.2017 


HAUPTSACHE »GEGEN RECHTS«! 
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Staatliche 
Inszenierung 


Ein machtvolles Zeichen 
sollte bereits am 13.1.2015 
eine Demonstration gegen 
den islamistischen Terror 
in Berlin werden. Allerdings 
hatte sich schon diese De- 
monstration als Flop heraus- 
gestellt. 


Es waren der damalige Bun- 
despräsident Gauck, Kanz- 
lerin Merkel und weitere 
Politprominenz am Branden- 
burger Tor erschienen - aber 
kaum Muslime. 


Zwischen 3.000 und 10.000 
Demonstranten sollen es 
damals gewesen sein, die 
meisten von Ihnen waren 
wohl Mitglieder deutscher 
Parteien und Gewerkschaf- 
ter. Nur ein Bruchteil der vier 
Millionen der hier lebenden 
Muslime hatte sich mobilisie- 
ren lassen. 


Tatsächlich hatte die Poli- 
tik an dieser »Mahnwache« 
einen weit größeren Anteil 
als bekannt. Von den über 
30.000 Euro Gesamtkosten 
zahlten CDU und SPD still- 
schweigend den Löwenan- 
teil und bereits bei der Or- 
ganisation spielten staatliche 
Stellen eine entscheidende 
Rolle: 


»Die SPD tratin Vorkasse«, 
bestätigte der Vorstandsvor- 
sitzende der Muslime, Aiman 
Mazyek. 


»Das war gar keine De- 
monstration der Islamver- 
bände, sondern eine staat- 
liche Inszenierung. 


Jenseits dieser Show ver- 
weigern sie bis heute, sich 
mit der Gewalt im Namen 
des Islams auseinanderzu- 
setzen.« 

Ali Ertan Toprak, Präsident der 
Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Immigrantenverbände in 

Deutschland e.V. 


www.un-nachrichten.de 
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Propaganda mit Zahlen 


Anti-Terror-Demo in Köln 


kommen deutlich weniger. 


Muslime demonstrieren gegen Gewalt 


Es ist als kraftvolles Zeichen der in Deutschland lebenden Muslime gegen den Terror 
gedacht. In Köln erwarten die Veranstalter 10.000 Teilnehmer zu einem Friedensmarsch. Es 


EE Do 
€ 


In Koin haben Hunderte Menschen bei einem Fnedensmarsch von Muslimen gemeinsam gegen 
Gewalt und islamistischen Terror demonstriert. Nach den Anschlägen von Berlin, Manchester 
London und in der islamischen Welt sei es Zeit. eın deutliches Zeichen zu setzen, sagte 
Islamwissenschafterin und Mit-Initiatonin Lamya Kaddor bei einer Kundgebung. "Wir wollen 
niemanden in unseren Reihen wissen, der im Namen des Islam unse huldige Menschen tötet” Die 
muslimische Zwigesellschaft dürfe "nicht die Extrerssten sprechen lassen” 


Zunächst waren einge hundert Menschen zu der Demonstration unter dem Motto "Nicht mit uns” in 
die Innenstadt gekommen. Dann stegen während des knapp zweistündigen Marsches weitere 
Hunderte hinzu. Am Ende sprach der Veranstalter laut dpa von 3000 bis 3500 Teänehmern. AFP 
beruft sich indes auf indes auf Augenzeugen, die von 1500 Teinehmern sprechen. Die Kurdische 
Gemeinde Deutschland spricht sogar nur von 300 bis 500. In jedem Fall bieb die Zahl damit wert 
hinter den Erwartungen der Organisatoren zurück. Die Veranstalter hatten bis zu 10.000 
Teilnehmer angemeldet. Die Polizei sprach von einem ruhigen Vertauf 


SIEB 


Bildschirmausdruck n-tv.de, abgerufen am 17.6.2017 


Der deutschen Bevölkerung 
sollte angesichts dieser Pleite 
bewußt werden, daß sich vie- 
le Muslime nicht vom Terror di- 
stanzieren wollen und somit gar 
nicht zu integrieren sind. Noch 
schlimmer ist, daß deren religi- 
öse Führer auch jede Bemühung 
in diese Richtung sabotieren, 
wie der Boykott dieser Demo 
durch Deutschlands größten Mo- 
scheenverband DİTİB bewiesen 
hat. 


Der Nachrichtensender n-tv 
setzte der Peinlichkeit vom 
17.6.2017 noch die Krone auf. 
Wörtlich: »Zunächst waren ei- 
nige hundert Menschen zu der 
Demonstration unter dem Motto 
„Nicht mit uns“ in die Innenstadt 
gekommen. Dann stießen wäh- 
rend des knapp zweistündigen 
Marsches weitere Hunderte hin- 
zu. Am Ende sprach der Veran- 
stalter von 3.000 bis 3.500 Teil- 
nehmern.« 

Einige Hundert + Hunderte = 
3.000 bis 3.500! Das nennt man 
Wunschdenken oder bewußte 
Volksverdummung! 

Unsere muslimischen »Mitbür- 
ger« müssen sich die Frage ge- 


fallen lassen, warum ein solches 
Bekenntnis gegen den Terror in 
Köln von nur 500 bis 1.000 De- 
monstranten mitgetragen wird, 
andererseits eine Pro-Erdogan- 
Kundgebung — also für einen 
Unrechtsstaat — mehr als 10.000 
Menschen in Köln auf die Straße 
lockt. 

Zum Boykott der DİTİB ist anzu- 
merken, daß es unverständlich 
ist, wenn der Bund diesen Ver- 
ein weiterhin mit Millionen Euro 
Steuergeldern unterstützt. 

Wie dem auch sei, die Operati- 
on »Muslime gegen den Terror« 
kann als gescheitert angesehen 
werden und vermittelt uns ein 
Bild, was wir in der Zukunft zu 
erwarten haben. 


7.000 
Terror-Verdächtige 


Der britische Geheimdienst 
MI6 will über Erkennt- 
nisse verfügen, daß sich in 
Deutschland 7.000 Terror- 
Verdächtige befinden, die 
vom Staat nicht kontrolliert 
werden. 

Pressemeldung vom 23.12.2016 


»EINE STAATLICHE INSZENIERUNG« 
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So arbeiten die Massenmedien! 
Warum Sie nicht die Wahrheit erfahren 


Ein langjähriger und treuer Leser 
unserer Unabhängigen Nachrich- 
ten wandte sich nach dem Lesen 
der UN 3/2017 am 30.5.2017 mit 
folgenden Worten an seine Lokal- 
zeitung: 

»... als Abonnent Ihres Lokalblat- 
tes erlaube ich mir, Ihnen einen 
Sonderdruck der UN mit dem Titel 
„Darf dieser Mann wirklich Kanzler 


werden?“ zuzusenden, verbun- 
den mit der Anfrage, warum nie- 
mand öffentlich darüber berichtet 
oder Stellung nimmt — auch Sie 
bisher nicht —, nämlich über den 
SPD-Kanzlerkandidaten Martin 
Schulz, der It. der israelischen 
Zeitung Haaretz vom 14.2.2014 
mit dem Ausspruch „Für mich exi- 
stiert das neue Deutschland nur, 
um die Existenz des Staates Is- 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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rael und des jüdischen Volkes si- 
cherzustellen“ fremde Interessen 
offenbar über die des eigenen 
Volkes (oder sage ich besser: der 
multikulturellen Gesellschaft in 
der BR Deutschland?) stellt. Für 
eine Rückantwort wäre ich Ihnen 
sehr dankbar.« 


Die Antwort ließ nicht lange auf 
sich warten: 


Heide, 31. Mai 2017 


Sehr geehrter Herr Brehmer, 


Mit freundlichen Grüßen 


DITHMARSCHER LANDESZEITUNG 
- Redaktion - 


U 


Gerkard Wagn 
Chefredakteur 


a BOYENS 


vielen Dank für ihre Nachricht. Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt ist, dass die 
Unabhängigen Nachrichten vom Verfassungsschutz NRW als rechtsextremistisch 
eingestuft werden. Insofern sind an der Seriosität dieser Publikation erhebliche Zweifel 
angebracht. Wir beziehen unsere politischen Basisinformationen von der Deutschen 
Presseagentur (dpa), die als nichtstaatliche und ausschließlich von den Verlagen, 
privaten Rundfunksendern und den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
finanzierte Agentur unser volles Vertrauen genießt. 


Es schreibt Ihnen: 

Herr Gerhard Wagner 

Durchwahl: -211 

gerhard.wagner@boyens-medien.de 
Dithmarfcher Landeszeitung 
Brunsbürteler Zeitung 
Marner Zeitung 
Dithmarfcher Kurier 


MEDIEN 


Boyens Medien GmbH & Co.KG 
Wulf-Isebrand-Platz 1-3 
25746 Heide 


Redaktion 


Telefon (04 81) 6886-200 
Telefax (04 81) 68 86- 90 200 


redaktion@boyens-medien.de 
www.boyens-medien.de 


Außenredaktionen: 
Brunsbüttel, Koogstraße 9 
Telefon (0 48 52) 5464 -260 


Marne, Norderstraße 9 
Telefon (048 51)9 79-2 70 


Meldorf, Spreetstraße 15 
Telefon (048 32)9 07-2 75 


Der Skandal an diesem Vorgang 
ist nicht etwa die eventuelle Un- 
fähigkeit einer Redaktion, solche 
Informationen nicht zu finden. In 
diesem Fall hat ein Leser seiner 
Lokalzeitung diese wichtigen In- 
formationen zukommen lassen. 

Statt eines Dankes für diesen 
Hinweis erfolgte eine Belehrung. 
Nicht über das Zitat, auch nicht 


über die israelische Zeitung Haa- 
retz, sondern über die Unabhän- 
gigen Nachrichten, die hierbei 
lediglich den Inhalt eines Haa- 
retz-Artikels veröffentlicht hat. 


Letztendlich verläßt man sich 
einseitig auf den Konzern Deut- 
sche Presseagentur als Nach- 
richtengeber als nachzuprüfen, 
was stimmt. 


Lieber Herr Chefredakteur Wag- 
ner, Sie mögen uns als rechts- 
extremistisch diffamieren, dafür 
halten wir unseren Lesern aber 
keine wichtigen Informationen 
vor. Einseitige Berichterstattung 
überlassen wir gerne anderen! 


Der vollständige Haaretz-Artikel 
vom 14.2.2014 kann bei uns als 
Archiv 3176 angefordert werden. 


INFORMIEREN STATT DIFFAMIEREN! 


UN 7/2017: Seite 8 


www.un-nachrichten.de 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Ein regierungsnahes Medienimperium? 


Die »Deutsche 
Presse-Agentur«, dpa 


Die dpa ist eine der Hauptliefe- 
ranten von Nachrichten für die 
Medien. 


Wer oder was verbirgt sich hinter 
dieser Nachrichtenagentur? 


Die dpa Deutsche Presse-Agen- 
tur GmbH wurde 1949 gegründet 
und ging aus dem Zusammen- 
schluß dreier Agenturen der Alli- 
ierten Besatzungsmächte hervor: 
DENA (Deutsche Nachrichtena- 
gentur), Südena (Süddeutsche 
Nachrichtenagentur) und dpd 
(Deutscher Pressedienst). 


Geschäftsführer und Chefredak- 
teur wurde Fritz Sänger (SPD). 
Sänger war nicht nur ein ein- 
faches SPD-Mitglied, sondern 
widmete seine ganze Kraft der 
Ausarbeitung des Godesberger 
Programms der SPD und später 
dann dem Wahlkampf seines Par- 
teivorsitzenden Willy Brandt. Von 
1961-1969 saß er für die SPD im 
Deutschen Bundestag. 


Und wie ist die 
Situation heute? 


Die dpa versucht, als nichtstaat- 
liche und unabhängige Pressea- 
gentur zu erscheinen. 


So hat die dpa ca. 200 Gesell- 
schafter, die jeweils — mit einigen 
Ausnahmen — mit maximal 1,5 
Prozent des Stammkapitals am 
Unternehmen beteiligt sind. Die 
Gesellschafter sind nicht einfache 
Anleger, sondern ausschließlich 
Medienunternehmen wie Ver- 
lage und Rundfunkanstalten. Mit 
anderen Worten: Gesellschafter 
sind auch gleichzeitig Kunden 
des Unternehmens. 


Wie ist es um die Nichtstaatlich- 
keit bestellt, die DLZ-Chefredak- 
teur Wagner im umseitigen Brief 
ausführt? Allein die Rundfunkan- 
stalten NDR, WDR und das ZDF 


halten Anteile an der dpa in Höhe 
von jeweils 641.550 Euro. Dies 
entspricht einem Gesamtanteil 
von jeweils 3,89 Prozent des Ge- 
samtkapitals. Zusammen halten 
diese drei Rundfunkanstalten ei- 
nen Anteil von 11,67 Prozent am 
Gesamtkapital. 


Das staatsnahe 
Fernsehimperium 


In den UN 4/2017 berichteten 
wir umfangreich über die Staats- 
nähe der Öffentlichen Rundfunk- 
anstalten und die Besetzung der 
Posten in den Rundfunkräten 
durch ehemalige Minister aus 
CDU, CSU und SPD. Die Verein- 
nahmung der TV-Medien durch 
staatsnahe Personen und Insti- 
tutionen ging so weit, daß bereits 
am 25.3.2014 das Bundesver- 
fassungsgericht dagegen einge- 
schritten ist (siehe ebenfalls UN 
4/2017). 


11,67 Prozent der Gesellschaf- 
teranteile an der dpa werden also 
von solchen Rundfunkanstalten 
getragen. Wie ist es dabei um die 
Nichtstaatlichkeit bestellt? 


Das SPD- 
Medienimperium 

Daß die SPD-Medienbeteili- 
gungsgesellschaft, die Deutsche 
Druck- und Verlagsgesellschaft 
mbH (ddvg), zu den führenden 
Verlagsgruppen auf dem deut- 
schen Zeitungsmarkt gehört, ist 
nicht unbekannt. So ist es auch 
nicht verwunderlich, daß viele 
Zeitungen zugunsten der SPD 
berichten. 


Sie hält Anteile an über 40 Zei- 
tungen mit einer Gesamtauflage 


von über zwei Millionen verkauf- 
ten Exemplaren. 


Beteiligungen an folgenden Zei- 
tungen sind u.a. Cuxhavener 
Nachrichten, Niederelbe Zeitung, 
Neue Westfälische, Sächsische 
Zeitung, Morgenpost Sachsen, 
Nordbayerischer Kurier, Han- 
noversche Allgemeine Zeitung, 
Neue Presse Hannover, Göttin- 
ger Tageblatt, Peiner Allgemeine 
Zeitung, Märkische Allgemeine 
Zeitung, Leipziger Volkszeitung, 
Dresdner Neueste Nachrichten, 
Freies Wort, Südthüringer Zei- 
tung und Frankenpost. 


Die Verlagsgesellschaft Mad- 
sack GmbH & Co. KG ist mit 
einem Stammkapital in Höhe von 
225.000 Euro an der dpa beteili- 
gt. Komplementärin der Madsack 
Mediengruppe ist die Dr. Erich 
Madsack GmbH, größter Gesell- 
schafter ist das Medienbeteili- 
gungsunternehmen der SPD, die 
Deutsche Druck- und Verlagsge- 
sellschaft mbH. 


Dies ist nur ein kleiner Einblick in 
die verworrenen Verflechtungen 
und in die Staatsnähe vieler Zei- 
tungen, Rundfunkanstalten und 
der dpa. 


Pressefreiheit 
in Deutschland 
sinkend 


Das Thema Pressefreiheit in 
Deutschland dürfte ebenfalls 
zum Nachdenken anregen. 
Jährlich bringen die »Re- 
porter ohne Grenzen« eine 
Rangliste der Pressefreiheit 
unterschiedlicher Staaten 
heraus. Deutschland ist auf 
dieser Rangliste von Platz 7 
im Jahr 2002 auf Platz 16 im 
Jahr 2017 abgestiegen. Da 
stellt sich zu Recht die Fra- 
ge: Wie frei ist die Presse in 
Deutschland? 


Wir brauchen unabhängige Nachrichten! 
WWW.UN-NACHRICHTEN.DE 
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Fünf nach Zwölf: Entschädigung 
auch für deutsche Zwangsarbeiter 


Im Jahr 2000, also bereits vor 
17 Jahren, hat der Bundestag 
des »Gesetz zur Errichtung einer 
Stiftung „Erinnerung, Verantwor- 
tung und Zukunft‘« (EVZStIftG) 
beschlossen. 


Mit diesem Gesetz wurden Men- 
schen entschädigt, die im Dritten 
Reich als Häftlinge zur Arbeit ge- 
zwungen oder als Fremdarbeiter 
nach Deutschland geholt wurden. 


Damals, 55 Jahre nach Kriegs- 
ende, mußte es schnell gehen, 
mit dem Hinweis auf das hohe 
Alter der möglicherweise Be- 
rechtigten. 


Ausgeschlossen von einer Ent- 
schädigung waren damals Deut- 
sche, die während oder nach 
dem Krieg als Zwangsarbeiter 
ins Ausland verschleppt wurden. 


16 Jahre später, am 6.7.2016, 
hat der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages die so- 
genannte »Richtlinie über eine 
Anerkennungsleistung ehema- 
liger deutscher Zwangsarbeiter« 
zur Entschädigung deutscher 
Zwangsarbeiter gebilligt. 


Die Frage liegt nahe, ob Deut- 
sche entweder 16 Jahre länger 
leben als andere oder ob man 
mit dieser späten Entschei- 
dung auf billige Art und Weise 
einfach nur Geld sparen wollte. 


Einen Antrag auf den symbo- 
lischen Anerkennungsbetrag in 
Höhe von einmalig 2.500 Euro 
können Personen stellen, die 
zwischen dem 1.9.1939 und dem 
1.4.1956 als Zivilpersonen we- 
gen ihrer deutschen Staats- oder 
Volkszugehörigkeit für eine aus- 
ländische Macht Zwangsarbeit 
leisten mußten. 


Hinterbliebene können diese 
»Anerkennung« ebenfalls bean- 
tragen, allerdings nur, wenn der 
Betroffene selbst erst nach dem 
27.11.2015, also nach dem Bun- 
destagsbeschluß, verstorben ist. 


am 


DAA si | / 


Den ausgefüllten Antragsformu- 
laren sind folgende Dokumente 
beizulegen: 


e eine aktuelle Meldebescheini- 
gung bzw. eine amtliche Bestäti- 
gung der Angaben zur Person, 


e eine beglaubigte Abschrift des 
Passes, des Personal- bzw. des 
Staatsbürgerschaftsausweises, 
des Vertriebenenausweises oder 
der Spätaussiedlerbescheini- 
gung oder eine andere amtliche 
Urkunde für den Nachweis der 
Staats- bzw. Volkszugehörigkeit, 


e Dokumente zum Nachweis 
der Zwangsarbeit, insbesonde- 
re Entlassungsbescheinigungen 
oder ähnliche Papiere, 


e von Hinterbliebenen außer- 
dem beglaubigte Kopien der je- 
weiligen Geburtsurkunde, Hei- 
ratsurkunde oder Sterbeurkunde. 


Stichtag: 
31. Dezember 2017 


Bis spätestens 31.12.2017 müs- 
sen die ausgefüllten Anträge und 
geforderten Dokumente beim 


Bundesverwaltungsamt (BVA) 
Außenstelle Hamm 

Alter Uentroper Weg 2 

59071 Hamm 


eingegangen sein. Das BVA hat 
unter www.bit.ly/unbvaen eine 
Internetseite eingerichtet, auf der 
über die Antragstellung informiert 


FÜR VIELE ZU SPÄT! 


und auf der die notwendigen For- 
mulare bereitgehalten werden. 
Betroffene, die keinen Zugang 
zum Internet haben, können sich 
die Unterlagen auch postalisch 
zusenden lassen. Telefonisch 
ist das BVA unter der Nummer 
0228-99358-9800 erreichbar. 
Eine gute Nachricht für alle 
Klein- und Kleinstrentner: Diese 
symbolische Summe soll angeb- 
lich als einmalige Sonderleistung 
nicht auf die Grundsicherung an- 
gerechnet werden. 


Entschädigung 
für Schwule 


Am 22.6.2017 hat der Bun- 
destag beschlossen, Ho- 
mosexuelle, die nach dem 
inzwischen abgeschafften 
Paragraph 175 StGB verur- 
teilt wurden, zu entschädigen. 
Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) bezeichnete die- 
sen Beschluß als »späten Akt 
der Gerechtigkeit«. 


Auf Antrag erhalten die Ver- 
urteilten nach Prüfung eine 
Entschädigung von 3.000 
Euro pro Urteil und 1.500 
Euro pro angefangenem Jahr 
eines Freiheitsentzugs. 
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Sozialhilfe für IS-Kämpfer 


Ein Mitglied der Wolfsburger 
Salafisten-Szene soll im Herbst 
2014 zusammen mit seiner Frau 
und seinen beiden kleinen Kin- 
dern nach Syrien ausgewandert 
sein um sich dem Islamischen 
Staat anzuschließen. Allerdings 
ließ sich die Familie weiterhin 
Sozialhilfe vom deutschen Staat 
auszahlen — insgesamt 19.278 
Euro. Das berichtete die Goslar- 
sche Zeitung am 12.6.2017. 


Vor seiner Abreise soll das Paar 
dafür gesorgt haben, noch bis 
August 2015 3.680 Euro Kinder- 
geld sowie 3.000 Euro Betreu- 
ungsgeld von der Stadt Wolfs- 
burg überwiesen zu bekommen. 


Bis September desselben Jahres 
sollen sie außerdem 12.598 Euro 
Arbeitslosengeld erhalten haben. 
Allerdings soll das Geld nicht in 
Syrien angekommen sein, son- 
dern beim Schwiegervater des 
Mannes. 


Dieser soll das Geld mit einer 
EC-Karte abgehoben und im Ba- 
dezimmer seiner Wohnung ver- 
steckt haben. Die Polizei habe 
das Geld bei einer Hausdurchsu- 
chung gefunden. 


Warum wurde 
so lange gezahlt? 


Anscheinend hat die Stadt keine 
Anstalten gemacht, die Familie 
an ihre »Mitwirkungspflichten« 
zu erinnern, anderenfalls wären 
die Zahlungen schon vorher ein- 
gestellt wurden. 


Aber auch das LKA hatte wohl 
andere Prioritäten. Erst ein Jahr 
nach der Ausreise der Salafisten- 
Familie informierten die Beamten 
die Stadt Wolfsburg, daß sich die 
Familie nicht mehr in Deutsch- 
land aufhält. Erst dann stellte die 
Stadt ihre Zahlungen ein. 


L rebe Leser. gAHZ privar: 


Wie jedes Jahr - die »UN-Ferien- 
zeitung« hat schon Tradition! 

In diesem Wahljahr heißt sie nur an- 
ders: »WAHL-SONDERAUSGA- 
BE«, obwohl wir für keine Partei 
Werbung machen. 

Wir alle werden mit Parteipropagan- 
da und allerlei haltlosen Versprechen 


überschwemmt. Die UN-Wahlausga- 
be soll dagegen Wissen vermitteln 
und zum Nachdenken anregen. 


Wenn jeder unserer Leser einen Pak- 
ken davon bestellen und in der Feri- 
enzeit verteilen würde (»Moin moin 
oder Grüß Gott — Ich schenke Ihnen 
etwas!«) könnten wir leicht mehr a 


Das kann doch nicht alles sein! 


ls 100.000 ganz 
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FLÜCHTLINGE 


Behörden melden 
Heimat-Reisen 


Das Bundesamt für Migrati- 
on und Flüchtlinge (BAMF) 
erfährt inzwischen öfter von 
Reisen von Flüchtlingen in 
deren Herkunftsländer. An- 
dere Stellen wie die Bundes- 
polizei, die Ausländerbehör- 
den oder die Bundesagentur 
für Arbeit seien mittlerweile 
für das Thema stärker sensi- 
bilisiert, sagte eine BAMF- 
Sprecherin. Außerdem gebe 
es mittlerweile einen „funk- 
tionierenden Kommunikati- 
onsweg“ zwischen den Be- 
hörden. Eine Reise in das 
Land, aus dem die Menschen 
aus Angst geflohen sind, 
führt nicht automatisch zur 
Aberkennung ihres Schutz- 
status. Es ist - wie vieles im 
Asylverfahren - vom jeweili- 
gen Einzelfall abhängig. 


Die Welt kompakt, 16.6.2017 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


Die erste Auflage in Höhe einer 
mittleren Tageszeitung ist schon 
gedruckt. Jetzt kommt es auf SIE 
an, liebe Leser! 


Es gibt wohl kaum einen, der nicht 
20, 50 oder 100 irgendwo vertei- 
len oder liegenlassen könnte: am 
Strand, im Berghotel, auf Parkbän- 
ken, im Kleingartenverein, im Stra- 
Ben-Cafè, auf Mallorca oder Kreta! 


Wir müssen alle gemeinsam nur 
wollen, daß endlich Politik zum 
Wohle unseres deutschen Volkes 
gemacht wird, wie das Grundgesetz 
es fordert! 


Unsere Selbstkosten: 10 Cent je Zeitung plus Porto. 


normale, unpolitische Bürger erreichen und beeinflus- 
sen, ob und wo sie ihr Kreuz machen. 


Anruf genügt: 0208 — 840 132. 
Imre UN-Mikarbeiker 


IM FREUNDESKREIS 
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Die haben nicht mehr alle an der Glocke! 


Wer bisher dachte, wir 
hätten echte Probleme 
wie Terrorgefahr, Altersar- 
mut, Bildungsnotstand und 
Flüchtlingskrise, muß sich 
eines Besseren belehren 
lassen. 


Im pfälzischen Herxheim 
am Berg versteckt sich das 
wirklich Böse. Der stern 
berichtete online, daß die 
pensionierte Musiklehrerin 
Siegrid Peters mit Entset- 
zen feststellen mußte, daß 
im Turm der Jakobskirche 
seit 82 Jahren eine Glok- 
ke hängt, die die Aufschrift 
»Alles fürs Vaterland, Adolf 
Hitler« trage und außerdem 
mit einem Hakenkreuz ver- 
sehen sei. 


Diese Glocke schlägt viertel- 
stündlich und auch zu Anlässen 
wie Taufen oder Hochzeiten. Wie 
nicht anders zu erwarten, fordert 
die »engagierte Pädagogin« die 
sofortige Entfernung der Glocke. 
Es sei eine historische Glocke, 
und man müsse zur Geschichte 
stehen, so Bürgermeister Ro- 


SEPA-Lastschriftmandat 


nald Becker. »Es war eine auf- 
reibende und schlechte Zeit für 
verschiedene Volksgruppen«, er- 
klärt er. »So etwas soll nicht mehr 
passieren.« An der Glocke än- 
dern wolle man aber nichts. Sie 
sei in das neue Geläut integriert, 
es funktioniere alles wunderbar. 
»Wenn etwas gut funktioniert, 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 


Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. 


Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat- 
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbar- 
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Herxheim am Berg, Kirche St. Jakob 


warum soll man es än- 
dern?« 


Auch Birgit Müller, Glok- 
kensachverständige für 
Rheinland-Pfalz und Saar- 
land, plädiert dafür, die 
unter Denkmalschutz ste- 
hende Glocke als Mahn- 
mal einzustufen. Auch im 
Kölner Dom seien viele 
Steine mit Hakenkreuzen 
eingebaut. »Würden diese 
rausgenommen, müßte der 
Dom nochmal aufgebaut 
werden.« 


Noch gibt es Stimmen wie 
die des Bürgermeisters, die 
zur Mäßigung raten und die 
Glocke als ein Sinnbild ver- 
gangener Zeiten sehen. 


Wie lange jedoch werden 
die Vernünftigen durchhalten, 
wenn erst einmal zur Hexenjagd 
geblasen wird? 


Die Vergangenheitsbewältigung 
wird mit dem Aussterben der Er- 
lebnisgeneration nicht weniger. 
Im Gegenteil, sie eskaliert und 
nimmt Formen an, die nur noch 
medizinisch erklärbar sind. 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
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»Unsere herr- 
schende Elite hat 
die Verbindung 
zum Volk ver- 
loren, sich zum 
internationalen 
Befehlsempfänger 
gemacht und - 
wie im Falle der 
Euro-Haftung und 
des Flüchtlings- 
willkommens 
- gegen die Inter- 
essen des Volkes 
das Volk und auch 
die Demokratie 
für fremde Inter- 
essen geopferi.« 


Prof. Dr. Eberhard Hamer 


www.un-nachrichten.de 


Millionen Euro 

für die DITIB! 

Der von der türkischen Regierung 
geführte Islam-Verband erhält 


weiter Fördergelder aus dem Bun- 
deshaushalt. 


Die Zahlungen waren unterbro- 
chen worden, nachdem gegen 
sechs Imame Haftbefehle bean- 
tragt wurden und zehn weitere 
Verdächtige wohl ausgereist und 
sich der Strafverfolgung entzogen 
hatten. Ihnen wurde vorgeworfen, 
im Auftrag der türkischen Religi- 
onsbehörde Diyanet Regierungs- 
kritiker Erdogans auszuspähen 
und zu melden. 


Laut n-tv.de vom 2.5.2017 sollen 
bis Jahresende Mittel in Höhe von 
fast einer Million Euro ausgezahlt 
werden. 


Seit 2012 wurden DITIB-Projekte 
von verschiedenen Bundesmini- 
sterien mit etwa sechs Millionen 
Euro gefördert. 


Dabei handelt es sich hauptsäch- 
lich um Initiativen im Rahmen des 
Bundesprogramms »Demokratie 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
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DAS LETZTE 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


leben! Aktiv gegen Rechtsextre- 
mismus, Gewalt und Menschen- 
feindlichkeit«. 


Ein Fortschritt 
für die »Beheimatung 
des Islams« 


Der Rundfunkrat des Hessischen 
Rundfunks (hr) begrüßte auf sei- 
ner Sitzung am 5.5.2017 ein neu- 
es Mitglied: 

Selçuk Doğruer, Vertreter des 
DİTİB-Landesverbands Hessen 
e.V., wurde mit Zustimmung der 
islamischen Glaubensgemein- 
schaft Ahmadiyya und der Aleviti- 
schen Gemeinde in den 32-köpfi- 
gen Rundfunkrat gewählt. 


Doğruer begrüßte diesen »histori- 
schen Schritt für die Muslime« und 
erklärte: 


»Dies wird zur Beheimatung der 
Muslime und des Islams in Hes- 
sen elementar beitragen. « 


Ein Aufpasser der türkischen Re- 
gierungsbehörde, der DİTİB unter- 
steht, im Hessischen Rundfunkrat! 


Die Hessen wird’s freuen! 
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